Sitzungsvorlage zur Marktgemeinderatssitzung am 21.02.2013        
TOP 

Aufstellung der Lückenfüllungssatzung „Kremplsberg“
a) Behandlung der Stellungnahmen und der Träger öffentlicher Belange

Der Marktgemeinderat nimmt die im Rahmen der öffentlichen Auslegung und der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange im vereinfachten Verfahren nach § 35 Abs. 6, 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB i. V. m. § 4 Abs. 2, § 3 Abs. 2 BauGB von 19.12.2012 – 21.01.2013 eingegangenen Stellungnahmen zur Kenntnis und behandelt sie wie folgt:

Keine Stellungnahme abgegeben:

-
Keine Bedenken:
LRA – Untere Naturschutzbehörde (09.01.2013)
	Beteiligung der Träger öffentlicher Belange

Behörde, Datum und Aktenzeichen der Stellungnahme 
Stellungnahme


	Entscheidung oder Stellungnahme

Des Gemeinderates

	LRA Passau, Abt. Städtebau
Herr Küblbeck, 07.01.2013

Die Gemeinde kann für bebaute Bereich im Außenbereich, die nicht überwiegend landwirtschaftlich geprägt sind und in denen eine Wohnbebauung von einigem Gewicht vorhanden ist, durch Satzung bestimmen, dass Wohnzwecken dienenden Vorhaben i. S. des § 35 Abs. 2 nicht entgegengehalten werden kann, dass sie einer Darstellung im Flächennutzungsplan über Flächen für die Landwirtschaft oder Wald widersprechen oder die Entstehung oder Verfestigung einer Splittersiedlung befürchten lassen. Die Satzung kann auch auf Vorhaben erstrecken erstreckt werden, die kleineren Handwerks- und Gewerbebetrieben dienen. In der Satzung können nähere Bestimmungen über die Zulässigkeit getroffen werden. Vorraussetzung für die Aufstellung der Satzung ist unter anderem, dass sie mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar ist.
Im vorliegenden Fall liegen innerhalb des Geltungsbereichs zwei landwirtschaftliche Hofstellen mit 2 Betriebsleiterhäusern und zwei weitern Wohngebäuden. Gemäß der Begründung handelt es sich bei den Hofstellen allerdings nicht mehr um aktive landwirtschaftl. Anwesen. Es ist beabsichtigt, zwischen der bestehenden Kapelle, der ausgedienten Güllegrube und dem Stellplatz für die Brennholzbearbeitung ein Wohngebäude zu errichten. Die bestehenden Gebäude bilden mit dem neu beabsichtigten Gebäude ein enges räumliches städtebauliches Gefüge miteinander, das einer gewachsenen Baustruktur gleich kommt. Es erfolgt keine Einbeziehung von Außenbereichsflächen. 
Insgesamt gesehen ist aus fachlicher Sicht die Satzung mit ihrem Geltungsbereich mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar. Das neu beabsichtigte Gebäude fügt sich an dem Standort wie selbstverständlich in das bestehende Baugefüge ein. Es ist allerdings darauf zu achten, dass im Hinblick auf die bauliche Ausgestaltung kein Fremdkörper entsteht. Aus diesem Grund sollen nur Satteldächer bei den Festsetzungen zugelassen werden. Walmdächer als Toskanaimitat sind in Kremplsberg wesensfremd und im übrigen nur eine zeitliche begrenzte Modeerscheinung ohne dauerhaften Charakter. Aus diesem Grund sollten sie hier nicht zugelassen werden und aus dem Festsetzungskatalog entfernt werden. 


	Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme von Herrn Küblbeck zur Kenntnis. In § 3 der textlichen Festsetzungen wird noch abgeändert, dass für den Geltungsbereich nur die für den Weiler typischen Satteldächer zulässig sind. Somit kann weitgehenst verhindert werden, dass hier ein sog. „Fremdkörper“ entsteht. 

	LRA – Technischer Umweltschutz

Frau Bahle, 07.01.2013

Mit der vorliegenden Satzung soll das Baurecht für die Errichtung eines Wohnhauses an südwestlichen Ortsrand vom Weiler Kremplsberg im Außenbereich geschaffen werden. Entsprechend der Angaben bestehen im Weiler noch ein landwirtschaftlicher Betrieb (Fl.Nr. 1549) und 4 Wohnhäuer. Angaben wie z. B. Tierart, genehmigten Tierzahlen, Haltungsform, Erweiterungsplanungen, u. ä. liegen nicht vor. Damit können seitens des Technischen Umweltschutzes keine Abstände zu geplanten Wohnhäusern gegeben werden. Es kann nur allgemein festgestellt werden, dass beispielsweise entsprechend der Beurteilungsgrundlage für Rinderhaltung, dem Arbeitspapier Arbeitskreises für Landwirtschaft des Landesamtes für Umwelt, bei 50 Großvieheinheiten (1 Großvieheinheit entspricht 500 kg Lebendgewicht eines Rindes, 1 Michvieh entspricht 1,2 GV) ab einem Abstand von 30 m, bei 75 Großvieheinheiten ab 35 m und bei 100 Großvieheinheiten ab 40 m von der nächsten Außenwand des Rinderstalles mit keinen unzulässigen Immissionen für die Wohnnutzung in einem Dorfgebiet zu rechnen ist.  Bei der Abstandsermittlung sind aber die betriebswirtschaftlich realistischen Erweiterungsmöglichkeiten noch mit zu berücksichtigen. Diese sollten vom Amt für Landwirtschaft und Forsten festgelegt werden. 
Aus der Sicht des Technischen Umweltschutzes bestehen grundsätzlich Bedenken gegen Satzungen, die zur Zulassung von Wohnvorhaben, die ansonsten im Außenbereich nicht zulässig wären, führen und dann vorhandene Betriebe und ihre Erweiterungsmöglichkeiten einschränken können.


	Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme des Technischen Umweltschutzes zur Kenntnis. Auf dem landwirtschaftlichen Anwesen „Kremplsberg 1“ wurde nur noch bis einschließlich 2011 aktive Landwirtschaft betrieben. Seit 2012 ist in Kremplsberg somit keine Rinderhaltung mehr vorhanden. Auch wurden die vorhandenen Ställe zu Maschinenhallen umfunktioniert. 

	LRA – Bauwesen rechtlich

Herr Emmer, 09.01.2013

Rechtliche Beurteilung:
a) Der (baurechtlich) irreführende Begriff „Ortsteil“ ist an allen Stellen zu streichen; alternativ könnte z. B. „Weiler“ verwendet werden

b) Die Rechtsgrundlagen für das BauGB in der Präambel ist zu aktualisieren

c) In § 1 ist „Lageplan“ einmal zu streichen

d) Wenn die Festsetzungen in § 3 nur für das neue Vorhaben gelten sollen, ist die Fläche mit Fl.Nr. zu bezeichnen; der Umfang der Festsetzungen ist zumindest grenzwertig, da in einer solchen Satzung die Zulässigkeit nur „grob“ geregelt werden kann

e) Bei der Erschließung ist auch auf die Löschwasserversorgung einzugehen

f) In C und auf dem Verfahrensblatt ist der Hinweis auf § 44 zu streichen, da dies nur für Bebauungspläne gilt


	Die genannten Hinweise werden noch berücksichtigt bzw. abgeändert. 


	Öffentliche Auslegung

Stellungnahmen


	Entscheidung oder Stellungnahme

des Gemeinderates

	Keine Stellungnahmen vorhanden
	-


b) Satzungsbeschluss

Der Marktgemeinderat beschließt die Aufstellung der Lückenfüllungssatzung für den Weiler „Kremplsberg“ in der Fassung vom 21.02.2013 als Satzung. 
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 Gastinger

